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»�Privilegien bei Übergabe  
großer Unternehmen  
müssen begrenzt werden «

1.	 Herr Bach, das Bundesverfassungsgericht hat im 
Dezember 2014 die Vergünstigungen für Unternehmens
vermögen bei der Erbschaftsteuer als teilweise verfas-
sungswidrig erklärt. Was genau wird bemängelt? Nach der 
letzten Reform können in der Höhe unbegrenzte Unter-
nehmensvermögen weitgehend steuerbefreit übertragen 
werden. Das heißt, es werden millionen- und teilweise 
sogar milliardenschwere Unternehmensbeteiligungen an 
die Nachfolger praktisch steuerfrei verschenkt oder ver-
erbt. Das Bundesverfassungsgericht hat gesagt, dass das 
zumindest bei großen Unternehmen nicht verhältnismäßig 
ist und eine neue Regelung getroffen werden muss.

2.	 In welcher Höhe wurden in den letzten Jahren Unter-
nehmensvermögen vererbt? Die Nutzung dieser Firmen
privilegien bei der Erbschaftsteuer hat in den letzten 
Jahren sehr stark zugenommen. In den Jahren 2012 
und 2013 wurden jährlich Unternehmen in Größenord-
nungen von 40 Milliarden Euro weitgehend steuerfrei 
übertragen. 

3.	 Wie viel Geld ist dem Fiskus in dieser Zeit entgangen? 
Da es sich bei diesen Unternehmensübertragungen um 
sehr hohe Vermögen handelt, betragen die Steueraus-
fälle bis zu zehn Milliarden Euro pro Jahr. Das heißt, 
das Erbschaftsteueraufkommen, das sich gegenwärtig 
bei etwa fünf Milliarden Euro pro Jahr bewegt, hätte 
zweieinhalbmal so hoch ausfallen können.

4.	 Für die Neuregelung hat der Gesetzgeber bis Mitte 
2016 Zeit. Wie soll diese Neuregelung aussehen? Das 
Bundesverfassungsgericht hat vor allem die steuerfreien 
Übertragungen von großen Unternehmen bemängelt. 
Die Privilegien von kleinen und mittleren Unternehmen 
wurden nicht beanstandet. Das muss den Gesetzgeber 
aber nicht davon abhalten, auch hier Begünstigungen 
einzuschränken.

5.	 Früher argumentierte man, dass die Erbschaftsteuer die 
Unternehmensnachfolge erschwert und betriebliche 
Liquiditätsprobleme mit sich bringen könnte. Gilt das 
heute nicht mehr? Auch große Unternehmen haben 

natürlich Liquiditätsprobleme, höhere Erbschaftsteuer-
belastungen aus der Firma zu nehmen, denn liquides 
Vermögen in größerem Umfang liegt ja meist nicht 
vor. Das heißt, die Unternehmenserben müssten dann 
gegebenenfalls die Firma verkaufen. Das will man 
natürlich auch nicht. Man will die Unternehmen zwar 
nicht in dem Maße privilegieren, wie es jetzt der Fall ist, 
man will aber andererseits die familiengebundene Fort-
führung der Firmen nicht behindern. Die Lösung hierfür 
wären Regelungen, bei denen man die Steuerbelastung 
gegebenenfalls auch über längere Zeiträume stundet, 
sodass die Firmen sie aus dem laufenden Gewinn 
sukzessive abzahlen können.

6.	 Wo sollte es in Zukunft noch Steuerbefreiungen geben 
und wo nicht? Bei den Firmenübergängen könnte man 
darüber nachdenken, dass man Kleinunternehmen mit 
einem Freibetrag oder mit einem Verschonungsabschlag 
auf das übertragene Vermögen freistellt. Das sollte man 
aber klar in der Höhe begrenzen, zum Beispiel auf ein 
oder zwei Millionen Euro, denn auch eine solche Be-
günstigung ist ja im Vergleich zu Steuerbelastungen, die 
man auf anderes Vermögen in dieser Größenordnung 
entrichten müsste, schon eine erhebliche Begünsti-
gung. Auch über die Freistellung des Übergangs beim 
Familienheim, wenn Kinder darin wohnen, sollte man 
nachdenken. Das ist in dem aktuellen Umfang sicherlich 
nicht erforderlich. Eingeschränkt werden könnten auch 
die Begünstigung von vermietetem Wohneigentum oder 
die Spenden und Beiträge etwa bei gemeinnützigen 
Stiftungen, die momentan vollständig steuerbefreit sind. 

7.	 Was könnte eine Neuregelung der Erbschaftsteuer an 
Mehreinnahmen bringen? Aufgrund von Vorzieheffekten 
wird das Aufkommen nach der Reform wahrscheinlich 
zunächst zurückgehen. Längerfristig rechnen wir aber mit 
Übergaben von Unternehmensvermögen in Größenord-
nungen von 25 bis 30 Milliarden Euro pro Jahr. Bei den 
geltenden Steuersätzen könnte man darauf ein Mehrauf-
kommen von bis zu acht Milliarden Euro pro Jahr erzielen.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.
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